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l. Allgemeine Bestimmungen

§1

Firma, Sitz, Geschäftsjahr

(1) Die Gesellschaft führt die Firma

Pyrum Innovations AG.

(2) Sitz der Gesellschaft ist Dillingen/Saar.

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§2

Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand des Unternehmens sind der Betrieb von Recycling-Anlagen,

die Planung und Projektierung von Recycling-Anlagen, der Handel mit Re-

cycling-Anlagen, die Überwachung der Montage und des Betriebs von Re-

cycling-Anlagen, Recycling, Produktion und Vertrieb der aus dem Betrieb

von Recycling-Anlagen entstehenden Produkte, Forschung und Entwick-

lung neuer Eingangsmaterialien für Recycling-Anlagen und Ausgangsma-

terialien aus Recycling-Anlagen sowie der aus solchen Ausgangsmateria-

lien entstehenden Produkte, ferner die Beratung im Bereich von Recycling-

Anlagen.

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Maßnahmen und Geschäfte durchzu-

führen, die geeignet sind, den Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittel-

bar zu fördern. Sie darf andere Unternehmen gleicher oder ähnlicher Art

gründen, erwerben, veräußern, sich an ihnen beteiligen und deren Ge-

schäftsführung übernehmen. Sie darf auch Zweigniederlassungen im In-

und Ausland errichten.

§3

Bekanntmachunflen

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger.

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, den Aktionären Informationen im Wege der

Datenfernübertragung zu übermitteln.



II. Grundkapital und Aktien

§4

Höhe undEinteilung des Grundkapitals

(1) Das Grundkapital beträgt EUR 3.253.735,00 (in Worten: Euro drei Miliio-
nen zweihundertdreiundfünfzigtausendundsiebenhundertfünfunddreißig).

Es ist eingeteilt in 3.253.735 Stückaktien.

(2) Die Aktien lauten auf den Namen. Trifft im Falle einer Kapitalerhöhung der

Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung darüber, ob die neuen Aktien auf

den Inhaber oder auf den Namen lauten sollen, so lauten sie auf den Na-

men. Die Aktionäre haben der Gesellschaft zur Eintragung in das Aktien-

register, soweit es sich um natürliche Personen handelt, ihren Namen, ihre

Anschrift und ihr Geburtsdatum, soweit es sich um juristische Personen

handelt, ihre Firma, ihre Geschäftsanschrift und ihren Sitz sowie in jedem

Fall die Zahl der von ihnen gehaltenen Aktien anzugeben. Elektronische

Postadressen und ihre etwaigen Änderungen sollen zur Erleichterung der

Kommunikation mit angegeben werden.

(3) Das ursprünglich vorhanden gewesene Grundkapital in Höhe von

EUR 50.000,00 (in Worten: Euro fünfzigtausend) wurde durch Formwech-

sei der Pyrum Innovations ESC GmbH mit Sitz in Dillingen/Saar erbracht.

(4) Bei Ausgabe neuer Aktien kann die Gewinnbeteiligung abweichend von

§ 60 Aktiengesetz (AktG) geregelt werden. Die Form und den Inhalt der

Aktienurkunden, der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine setzt der Vor-

stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats fest.

(5) Der Anspruch eines Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausge-

schlössen, soweit dies gesetzlich zulässig und nicht eine Verbriefung nach

den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse gelten, an der die Aktie zu-

gelassen ist. Es können Sammelurkunden über Aktien ausgestellt werden.

(6) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 199.576,00 durch Ausgabe von bis zu

199.576 auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht. Die be-

dingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Umtauschrechten an die

BASF Antwerpen NV mit Sitz in Antwerpen als Gläubiger der auf der

Grundlage des Beschlusses der Hauptversammlung vom 9. September

2020 unter Tagesordnungspunkt 8 ausgegebenen Wandelschuldver-

schreibungen. Sie wird nur insoweit durchgeführt, als von diesem Um-

tauschrecht Gebrauch gemacht wird. Die neuen Aktien nehmen von Be-

ginn des Geschäftsjahres, in dem sie durch Ausübung von Wandelungs-

rechten entstehen, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die

Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der Ausgabe der neuen

Aktien zu ändern.



(7) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum

Ablauf des 12. Juli 2028 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder

in Teilbeträgen um insgesamt bis zu EUR 1.301.494 (in Worten: Euro eine

Million dreihunderteintausendvierhundertvierundneunzig) durch Ausgabe

neuer Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen

(Genehmigtes Kapital 2023). Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des

Geschäftsjahres ihrer Ausgabe an am Gewinn teil. Soweit rechtlich zuläs-

sig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats hiervon und von

§ 60 Abs. 2 AktG abweichend festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn

eines bereits abgelaufenen Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt ih-

rer Ausgabe noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Ver-

Wendung des Biianzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen.

Grundsätzlich steht den Aktionären ein Bezugsrecht zu. Die Aktien können

auch von einem oder mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditin-

stituten oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der

Verpflichtung übernommen werden, sie ausschließlich den Aktionären zum

Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist jedoch er-

mächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktio-

näre auszuschließen,

um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;

wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und derAus-

gabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsen-

notierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt

der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages durch den Vor-

stand nicht wesentlich im Sinne von §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs.

3 Satz 4 AktG unterschreitet. Als Börsenpreis gilt auch der Preis

eines an einer ausländischen Börse zum Handel (einschließlich

dem Handel an einem nicht regulierten Marktsegment) zugelasse-

nen Depositary Share, von denen je ein Depositary Share eine Ak-

tie repräsentiert. Die Anzahl der unter Ausschluss des Bezugs-

rechts gemäß §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-

gebenen Aktien darf insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht über-

schreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch

im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Zahl

sind Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Options- oder

Wandlungsrechten oderOptions- oderWandlungspflichten aus Op-

tions- und/oder Wandelschuldverschreibungen und/oder Genuss-

rechten ausgegeben werden oder auszugeben sind, sofern die

Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung

in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter

Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden; ferner sind auf

diese Zahl Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Er-

mächtigung unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß

oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder

nach Rückerwerb veräußert werden;



um neue Aktien auszugeben, wenn die Kapitalerhöhung gegen

Sacheinlagen erfolgt, insbesondere zum Zweck der Gewährung

von Aktien im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen o-

der zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmenstei-

len, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensge-

genständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensge-

genständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft o-

der ihre Konzerngesellschaften.

Die Summe der nach dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-

rechts gegen Bar und/oder Sacheinlagen ausgegebenen Aktien darf ins-

gesamt 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft im Zeitpunkt des Wirk-

samwerdens oder - falls dieser Wert geringer ist - im Zeitpunkt der Aus-

Übung dieser Ermächtigung nicht übersteigen. Auf die vorgenannte 10 %-

Grenze sind (i) Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die während der

Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts aus an-

deren Ermächtigungen ausgegeben werden und (ii) Aktien der Gesell-

schaft anzurechnen, die zur Bedienung von Options- oder Wandlungsrech-

ten oder Options- oder Wandlungspflichten aus Options- und/oder Wan-

delschuldverschreibungen und/oder Genussrechten auszugeben sind, so-

fern die Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen und/oder Ge-

nussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss

des Bezugsrechts ausgegeben werden.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weite-

ren Einzelheiten der Kapitalerhöhung sowie die Bedingungen der Aktien-

ausgäbe festzulegen. DerAufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Sat-

zung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des

Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2023 oder nach Ablauf der

Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus

dem Genehmigten Kapital 2023 anzupassen

(8) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 74.335 durch Ausgabe von bis zu

74.335 neuen, auf den Namen lautende Stückaktien bedingt erhöht

(Bedingtes Kapital 2023 l). Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des

Geschäftsjahres, in dem sie durch Ausübung von Wandlungsrechten ent-

stehen, am Gewinn teil. Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließlich

der Gewährung von Umtauschrechten an die BASF Antwerpen N.V. mit

Sitz in Antwerpen als Gläubiger der auf der Grundlage der von der Haupt-

Versammlung vom 9. September 2020 unter Tagesordnungspunkt 8 aus-

gegeben Wandelschuldverschreibungen. Die bedingte Kapitalerhöhung ist

nur insoweit durchzuführen, wie die BASF Antwerpen N.V. von ihren

Wandlungsrechten Gebrauch macht und keine Aktien aus einer Kapitaler-

höhung aus genehmigtem Kapital und keine eigenen Aktien zur Bedienung

des Wandlungsrechts verwendet werden.



III. Vorstand

§5

Zusammensetzunfl und Geschäftsordnuna

(1) Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus mindestens einer Person. Im

Übrigen bestimmt der Aufsichtsrat die Zahl der Mitglieder des Vorstands.

Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stell-

vertretenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen.

(2) Der Vorstand kann sich durch einstimmigen Beschluss aller Vorstandsmit-

glieder und mit Zustimmung des Aufsichtsrats eine Geschäftsordnung ge-

ben, wenn nicht der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung für den Vorstand

erlässt. Der Aufsichtsrat hat zu bestimmen, dass bestimmte Arten von Ge-

schaften nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen. Sind

mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, soll der Aufsichtsrat auch Bestim-

mungen über die Geschäftsverteilung unter den Vorstandsmitgliedern tref-

fen.

§6

Vertretung der Gesellschaft

Die Gesellschaft wird gesetzlich durch ein Mitglied des Vorstands, wenn ihm der

Aufsichtsrat die Befugnis zurAlleinvertretung erteilt hat, oder durch zwei Mitglieder

des Vorstands oder durch ein Mitglied des Vorstands in Gemeinschaft mit einem

Prokuristen vertreten. Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt es die Gesell-

schaft allein. Die Vorstandsmitglieder sind von den Beschränkungen des § 181

2. Alt. BGB befreit.

§7

Geschäftsführung

Der Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze,

der Satzung und der Geschäftsordnung. Der Vorstand ist der Gesellschaft gegen-

über verpflichtet, die Beschränkungen einzuhalten, die die Satzung oder der Auf-

sichtsrat, die Hauptversammlung und die Geschäftsordnungen des Vorstands und

des Aufsichtsrats für die Geschäftsführungsbefugnis beschlossen haben.



IV. Aufsichtsrat

§8

Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlecjung

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus fünf Mitgliedern. Solange die BASF Antwer-

pen NV mit Sitz in Antwerpen Aktionär der Gesellschaft ist, hat sie das

Recht, ein Aufsichtsratsmitglied zu entsenden. Die Entsendung und Abbe-

rufung erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand der

Gesellschaft.

(2) Die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats erfolgt für die Zeit bis zur Been-
digung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Ge-

schäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr,

in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Die Hauptversamm-

lung kann bei der Wahl eine kürzere Amtszeit beschließen. Scheidet ein

von der Hauptversammlung gewähltes Mitglied vor Ablauf seiner Amts-

dauer aus dem Aufsichtsrat aus, so soll für dieses in der nächsten Haupt-

Versammlung eine Neuwahl vorgenommen werden. Die Amtsdauer des

neugewählten Mitglieds entspricht dem Rest der Amtsdauer des ausge-

schiedenen Mitglieds, sofern bei der Wahl keine abweichende Amtszeit

bestimmt wird.

(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt durch eine an den Vorsit-

zenden des Aufsichtsrats oder an den Vorstand zu richtende schriftliche

Erklärung unter Einhaltung einer Frist von einem Monat jederzeit niederle-

gen. Mit Zustimmung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats kann von der

Einhaltung dieser Frist abgesehen werden.

§9

Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrats

(1) Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, die ihm durch das Gesetz,

die Satzung oder in sonstiger Weise zugewiesen werden. Dem Aufsichts-

rat steht auch das Recht zu, die Hauptversammlung einzuberufen.

(2) Der Aufsichtsrat ist zur Vornähme von Satzungsänderungen berechtigt, die

nur die Fassung betreffen.

(3) Der Aufsichtsrat hat zu jeder Zeit das Recht, die gesamte Geschäftsfüh-

rung des Vorstands zu überwachen und demgemäß alle Bücher und

Schriften sowie die Vermögensgegenstände der Gesellschaft einzusehen

und zu prüfen.



(4) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat bzw. dem Aufsichtsratsvorsitzenden im

Einzelfall sowie laufend in dem vom Gesetz festgelegten Umfang zu be-

richten. Darüber hinaus kann der Aufsichtsrat einen Bericht verlangen über

Angelegenheiten der Gesellschaft, über ihre rechtlichen und geschäftli-

chen Beziehungen zu verbundenen Unternehmen sowie über geschäftli-

ehe Vorgänge bei diesen Unternehmen, die für die Lage der Gesellschafter

von erheblicher Bedeutung sein können.

§10

Vorsitzender und Stellvertreter

(1) Im Anschluss an eine Hauptversammlung, in der die von der Hauptver-

Sammlung zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind,

findet eine Aufsichtsratssitzung statt, zu der es einer besonderen Einla-

düng nicht bedarf. In dieser Sitzung wählt der Aufsichtsrat mit der Mehrheit

seiner Mitglieder für die Dauer seiner Amtszeit unter dem Vorsitz des an

Lebensjahren ältesten Aufsichtsratsmitglieds aus seiner Mitte den Vorsit-

zenden und seinen Stellvertreter. Der Stellvertreter hat die Rechte und

Pflichten des Vorsitzenden des Aufsichtsrats, wenn dieser verhindert ist.

Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf seiner Amts-

zeit aus, so hat derAufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die restliche

Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen.

(2) Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats

durch den Vorsitzenden oder, im Falle seiner Verhinderung, durch dessen

Stellvertreter abgegeben. Ständiger Vertreter des Aufsichtsrats gegenüber

Dritten, insbesondere gegenüber Gerichten und Behörden sowie gegen-

über dem Vorstand, ist der Vorsitzende oder, im Falle dessen Verhinde-

rung, dessen Stellvertreter.

§11

Einberufung und Beschlussfassung

(1) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse in Sitzungen, zu denen der Vorsit-

zende mit einer Frist von 14 Tagen schriftlich, fernmündlich, per Telefax

oder im Wege elektronischer Telekommunikation eingeladen hat. Bei der

Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einladung und

der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann derVor-

sitzende die Einladungsfrist abkürzen und auch mündlich einberufen. Die

Tagesordnung ist in der Einladung mitzuteilen. Die Beschlussfassung über

einen Gegenstand der Tagesordnung, der in der Einladung nicht enthalten

war, ist nur zulässig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats widerspricht.



(2) Der Vorstand soll zu den Sitzungen des Aufsichtsrats mit beratender

Stimme beigezogen werden, außer wenn es sich um die persönlichen An-

gelegenheiten oder Bezüge der Vorstandsmitglieder handelt. Der Auf-

sichtsrat kann eine abweichende Regelung beschließen.

(3) Eine Beschlussfassung des Aufsichtsrats außerhalb von Sitzungen durch

schriftliche, fernmündliche, per Telefax oder im Wege elektronischer Tele-

kommunikation erfolgende Stimmabgabe ist zulässig, wenn der Vorsit-

zende dies anordnet und kein Mitglied des Aufsichtsrats diesem wider-

spricht und diese Satzung nichts anderes bestimmt.

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder unter den zuletzt

bekanntgegebenen Kontaktdaten eingeladen wurden und mindestens die

Hälfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat - in jedem

Fall aber mindestens drei Mitglieder - an der Beschlussfassung teilneh-

men. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es

sich der Stimme enthält. Durch Telefon- oder Videokonferenz zugeschal-

tete Mitglieder des Aufsichtsrats gelten als anwesend. Abwesende Auf-

sichtsratsmitglieder können dadurch an den Beschlussfassungen des Auf-

sichtsrats teilnehmen, dass sie ihre schriftliche Stimmenabgabe durch ein

anderes Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen; als schriftliche Stimm-

abgäbe gilt auch eine durch Telefax oder mittels elektronischer Kommuni-

kation an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder, im Fall seiner Verhin-

derung, an dessen Stellvertreter übermittelte Stimmabgabe.

(5) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen, soweit das Gesetz oder diese Satzung nichts anderes

bestimmt. Eine Stimmenthaltung gilt nicht als abgegebene Stimme. Bei

Stimmengleichheit zählt die Stimme des Vorsitzenden doppelt. Dem Stell-

Vertreter steht dieses doppelte Stimmrecht nicht zu. Die Reihenfolge, in der

die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden sowie die Art und

Reihenfolge der Abstimmung bestimmt der Vorsitzende. Bei schriftlicher,

fernmündlicher, per Telefax oder im Wege elektronischer Telekommunika-

tion erfolgender Stimmabgabe gelten diese Bestimmungen entsprechend.

(6) Über die Sitzungen und die sonstigen Beschlüsse des Aufsichtsrats ist eine

Niederschrift gemäß § 107 Abs. 2 AktG aufzunehmen.

§12

Geschäftsprdnung und Ausschüsse

(1) Im Rahmen der zwingenden gesetzlichen Vorschriften und der Bestim-

mungen dieser Satzung kann sich der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung

geben.

(2) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse bilden und diesen im

Rahmen der gesetzlichen Vorschriften auch Entscheidungsbefugnisse

übertragen.



§13

Vergütunfl

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben dem Ersatz ihrer baren

Auslagen und einer ihnen für die Aufsichtsratstätigkeit zur Last fallenden

Umsatzsteuer eine feste, nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare Ver-

gütung, die sich für jedes Mitglied auf EUR 10.000,00 beziffert.

(2) Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Doppelte und sein Stellver-

treter den anderthalbfachen Betrag der festen Vergütung.

(3) Beginnt oder endet das Amt eines Aufsichtsratsmitglieds oder die mit einer

erhöhten Vergütung verbundene Funktion im Laufe eines Geschäftsjahres,

erhält das Aufsichtsratsmitglied die Vergütung bzw. die erhöhte Vergütung

zeitanteilig.

(4) Diese Regelung gilt erstmals für die für das Jahr 2021 zu zahlende
Vergütung.

V. Hauptversammlung

§14

Ort und Einberufynfl

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder an einem

deutschen Börsenplatz oder in einer Stadt mit mehr als 100.000 Einwoh-

nern statt.

(2) Die Hauptversammlung wird, vorbehaltlich der gesetzlichen und satzungs-

mäßigen Einberufungsrechte des Aufsichtsrats und einer Aktionärsminder-

heit, durch den Vorstand einberufen. Die Einberufung ist - soweit gesetz-

lich keine kürzere Frist zulässig ist - mindestens dreißig Tage vor dem Tag

der Hauptversammlung einzuberufen. Der Tag der Hauptversammlung

und der Tag der Einberufung sind nicht mitzurechnen. Diese Einberufungs-

frist verlängert sich um die Tage der Anmeldefrist gemäß § 15 Abs. 1.

(3) Die ordentliche Hauptversammlung wird innerhalb der ersten acht Monate

eines jeden Geschäftsjahres abgehalten.

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, für bis zum Ablauf des 12. Juli 2026 stattfin-

dende Hauptversammlungen vorzusehen, dass die Versammlung ohne

physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der

Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Im Fall

der virtuellen Hauptversammlung findet § 14 Absatz 1 keine Anwendung.



(5) Mitgliedern des Aufsichtsrats ist in Abstimmung mit dem Vorsitzenden des

Aufsichtsrats die Teilnahme an der Hauptversammlung im Wege der Bild-

und Tonübertragung in den Fällen gestattet, in denen ihnen aufgrund

gesetzlicher oder gesundheitlicher Einschränkungen, ihres notwendigen

Aufenthalts an einem anderen Ort oder aufgrund einer unangemessenen

Anreisedauer die physische Präsenz am Ort der Hauptversammlung nicht

oder nur mit erheblichem Aufwand möglich wäre, oder wenn die Hauptver-

Sammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung

abgehalten wird.

§15

Teilnahmerecht und Stimmrecht

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-

rechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister eingetra-

gen und rechtzeitig angemeldet sind. Die Anmeldung muss der Gesell-

schaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens

sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen. Der Tag des Zugangs

und der Tag der Hauptversammlung sind bei der Berechnung der Frist

nicht mitzurechnen. In der Einberufung zur Hauptversammlung kann eine

kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. Die Anmel-

düng bedarf der Textform und muss in deutscher oder englischer Sprache

verfasst sein.

(2) Der Vorstand ist ermächtigt zu bestimmen, dass Aktionäre an der Haupt-

Versammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Be-

vollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz

oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können.

Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und zum

Verfahren der Teilnahme und Rechtsausübung nach Satz 1 zu treffen.

Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt ge-

macht.

(3) Der Vorstand ist ermächtigt zu bestimmen, dass Aktionäre ihre Stimmen,

auch ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im

Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). DerVor-

stand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Verfahren nach Satz 1 zu

treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt

gemacht.

(4) Jede Stückaktie gewährt eine Stimme.

(5) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigung ausgeübt werden. Die Er-

teilung der Vollmacht, ihrWiderruf und der Nachweis der Bevollmächtigung

gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. § 135 AktG bleibt hier-

von unberührt. In der Einberufung kann eine Erleichterung der Form be-

stimmt werden.



§16

Vo rs itz in der hla u ptve rsamm l un g

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichts-

rats oder, im Falle seiner Verhinderung, ein anderes vom ihm bestimmtes

Aufsichtsratsmitglied, in Ermangelung einer solchen Bestimmung derstell-

vertretende Aufsichtsratsvorsitzende. Ist keiner von diesen erschienen o-

der zur Übernahme des Vorsitzes in der Hauptversammlung bereit, so ist

der Versammlungsleiter von den anwesenden Aufsichtsratsmitgliedern zu

wählen.

(2) Der Vorsitzende leitet die Hauptversammlung. Er bestimmt die Reihen-

folge, in der die Gegenstände der Tagesordnung behandelt werden, sowie

die Art, Form und Reihenfolge der Abstimmungen.

(3) Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre angemes-

sen beschränken. Er kann insbesondere zu Beginn oder während der

Hauptversammlung einen zeitlich angemessenen Rahmen für den Verlauf

der Versammlung, für die Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungs-

punkten sowie für die Rede- und Fragezeit generell oder für den einzelnen

Redner festsetzen.

§17

Beschlussfassuna

Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende gesetzli-

ehe Vorschriften etwas Abweichendes bestimmen, mit einfacher Mehrheit der ab-

gegebenen Stimmen gefasst. Soweit gesetzlich außerdem eine Mehrheit des bei

der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals erforderlich ist, genügt, soweit

dies gesetzlich zulässig ist, die einfache Mehrheit des vertretenen Grundkapitals.

§18

Ubertragunfl der Hauptversammlung

Der Vorstand ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- und Tonübertra-

gung der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise

zuzulassen. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die Of-

fentlichkeit uneingeschränkten Zugang hat.



VI. Jahresabschluss

§19

Jahresabschluss und Gewinnverwendung

(1) Der Vorstand hat für das vergangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss

und den Lagebericht sowie - soweit erforderlich - den Konzernabschluss

und Konzernlagebericht innerhalb der gesetzlichen Fristen aufzustellen

und unverzüglich nach der Aufstellung dem Aufsichtsrat und dem Ab-

schlussprüfer vorzulegen. Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat einen Vor-

schlag für die Verwendung des Bilanzgewinns vorzulegen.

(2) Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des Jah-

resabschlusses den Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die gesetz-

liche Rücklage einzustellenden Beträge und eines Verlustvortrags ver-

bleibt, zum Teil oder ganz in andere Gewinnrücklagen einzustellen. Die

Einstellung eines größeren Teils als der Hälfte des Jahresüberschusses ist

nicht zulässig, soweit die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grund-

kapitals übersteigen oder nach der Einstellung übersteigen würden.

(3) Die Hauptversammlung beschließt alljährlich über die Entlastung des Vor-

Stands und Aufsichtsrats, über die Verwendung des Bilanzgewinns und

über die Wahl des Abschlussprüfers.

VII. Schlussbestimmungen

§20

Gründunpsaufwand

(1) Der Gründungsaufwand (Notar- und Gerichtskosten, Kosten für Rechts-

und Steuerberatung, Kosten für die Veröffentlichung, Steuern) der Pyrum

Innovations ESC GmbH mit dem Sitz in Dillingen/Saar wurde bis zur Höhe

von EUR 2.000,00 (in Worten: Euro zweitausend) von der Pyrum Innovati-

ons ESC GmbH getragen. Darüber hinausgehende Kosten wurden von

den Gesellschaftern im Verhältnis ihrer Beteiligung am Stammkapital ge-

tragen.



(2) Der Gründungsaufwand der Pyrum Innovations AG mit dem Sitz in Dilli-

gen/Saar, der in den Kosten des Formwechsels (Notar- und Gerichtskos-

ten, Kosten für Rechts- und Steuerberatung, Kosten für die Veröffentli-

chung, Steuern) der Pyrum Innovations ESC GmbH in die Pyrum Innova-

tions AG besteht, wird bis zur Höhe von EUR 40.000,00 (in Worten: Euro

vierzigtausend) von der Pyrum Innovations AG getragen. Darüber hinaus-

gehende Kosten tragen die Gesellschafter im Verhältnis ihrer Beteiligung

am Stammkapital.



Satzungsbescheinigung nach § 181 AktG

Gemäß § 181 Abs. 1 Satz 2 AktG bescheinige ich hiermit, dass dervor-

stehend aufgeführte Wortlaut der Satzung der vorgenannten Gesellschaft die

durch meine Urkunde vom heutigen Tage, UVZ Nr. 1144/2023, geänderten

Bestimmungen der Satzung enthält und dass diese mit dem dort enthaltenen

Beschluss über die Änderung der Satzung übereinstimmen.

Ferner bescheinige ich hiermit aufgrund der gleichen Vorschrift, dass die unver-

änderten Bestimmungen mit dem zuletzt beim Handelsregister eingereichten

vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen. Demnach hat die Satzung

nach Eintragung der beschlossenen Änderung in das Handelsregister den vor-

stehenden Wortlaut.

Saarlouis, den 13. Juli 2023
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Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

Saarlouis, den 28.08.2023

Dirk Hamann, Notar




